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�ffentliche Finanzen Staatlicher Gesamthaushalt

Die Lage der Staatsfinanzen in Deutschland

verbessert sich im laufenden Jahr weiter sp�r-

bar. Zum ersten Mal seit der deutschen Verei-

nigung d�rfte ein ausgeglichenes gesamt-

staatliches Budget (in VGR-Abgrenzung)1) er-

reicht werden, nachdem im Vorjahr noch ein

Defizit von 1,6% des Bruttoinlandsprodukts

(BIP) zu verzeichnen war. Zu diesem R�ck-

gang tr�gt zwar auch die g�nstige Konjunk-

turentwicklung bei, ein großer Teil ist aber auf

strukturelle Verbesserungen wie insbesondere

die Umsatzsteuersatzerh�hung und die Fort-

setzung der moderaten Ausgabenentwick-

lung zur�ckzuf�hren. Die Schuldenquote, die

2006 nur geringf�gig auf 67,5% sank, geht

in diesem Jahr sp�rbar zur�ck. Dennoch wird

die im EG-Vertrag festgelegte Obergrenze

von 60% weiter merklich �berschritten wer-

den.

Die staatliche Einnahmenquote wird trotz der

Abgabenerh�hungen wohl nur wenig zuneh-

men. Zwar haben die zu Jahresbeginn in Kraft

getretenen Rechts�nderungen per saldo er-

hebliche Einnahmensteigerungen zur Folge.

Insbesondere �bertreffen die Mehreinnahmen

aus der Anhebung der Regels�tze von Umsatz-

und Versicherungsteuer um drei Prozentpunk-

te sowie aus den h�heren Beitragss�tzen zur

gesetzlichen Renten- und Krankenversiche-

rung deutlich die Ausf�lle infolge des um 2,3

Prozentpunkte gesenkten Beitragssatzes der

Bundesagentur f�r Arbeit (BA). Außerdem

d�rften die gewinnabh�ngigen Steuern auch

im laufenden Jahr merklich st�rker wachsen

1 Ohne Ber�cksichtigung der außerordentlichen Erl�se
aus UMTS-Lizenzen im Jahr 2000.
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als aufgrund von Rechts�nderungen und der

kr�ftigen Entwicklung der Einkommen aus

Unternehmert�tigkeit und Verm�gen, die als

Indikator f�r die Bemessungsgrundlage heran-

gezogen werden, zu erwarten w�re. Diesen

Einnahmenverbesserungen steht aber ent-

gegen, dass wichtige gesamtwirtschaftliche

Bezugsgr�ßen der staatlichen Einnahmen, wie

die Bruttolohn- und -gehaltssumme und vor

allem der private Verbrauch vor Steuern, lang-

samer steigen als das durch den Preiseffekt der

Verbrauchsteuererh�hungen verst�rkt wach-

sende nominale BIP. Die weiter g�nstige Ent-

wicklung der Einkommen aus Unternehmer-

t�tigkeit und Verm�gen bildet hier nur ein klei-

neres Gegengewicht. Schließlich d�rften die

nicht-steuerlichen Einnahmen in absoluter Be-

trachtung stagnieren.

Das Wachstum der Staatsausgaben beschleu-

nigt sich im Vergleich zum Vorjahr zwar etwas,

bleibt aber ebenfalls deutlich hinter der kr�fti-

gen Zunahme des nominalen BIP zur�ck, so-

dass die Ausgabenquote um etwa 11�2 Prozent-

punkte sinken k�nnte. Zum Teil h�ngt dieser

starke R�ckgang mit der g�nstigen konjunktu-

rellen Entwicklung zusammen. Letztere hat

neben dem senkenden Einfluss �ber den

Nenner der Quote geringere arbeitsmarktbe-

dingte Aufwendungen zur Folge. Dar�ber

hinaus sinkt die Ausgabenquote auch in struk-

tureller Betrachtung sp�rbar. Die bisher mode-

rate gesamtwirtschaftliche Lohnentwicklung

d�mpft neben den staatlichen Einnahmen-

auch die Ausgabenzuw�chse maßgeblich –

ohne dass dies mit aktiven finanzpolitischen

Konsolidierungsmaßnahmen verbunden ist.

So sind viele staatliche Sozialleistungen, wie

die Renten und das Arbeitslosengeld I (ALG I),

an den vorausgegangenen Zuwachs der

Pro-Kopf-Verdienste gekoppelt. Auch Lohn-

zuw�chse im �ffentlichen Dienst stehen in

Verbindung mit der Entwicklung im privaten

Sektor, wobei mit den zuletzt weitgehend

konstanten Tarifentgelten eine noch dar�ber

hinausgehende D�mpfung verbunden ist.

Daneben tragen aber auch gesetzliche Maß-

nahmen, wie die im Jahr 2003 beschlossene

Verk�rzung der maximalen Bezugsdauern f�r

das ALGI, die Verminderung der Sozialbei-

tr�ge f�r Empf�nger von Arbeitslosengeld II

(ALG II) und die Abschaffung der Eigenheim-

zulage f�r Neuf�lle, zu der verhaltenen Aus-

gabenentwicklung bei.2) Stark ausgeweitet

werden dagegen die staatlichen Investi-

tionen.

Im kommenden Jahr wird der gesamtstaat-

liche Haushalt voraussichtlich wieder ung�ns-

tiger abschließen. Dabei d�rfte der aus heu-

tiger Sicht weiterhin positive Konjunkturein-

fluss die Verschlechterung an anderer Stelle

teilweise verdecken. Diese wird zum einen

von den gewinnabh�ngigen Steuern gepr�gt.

Deren Aufkommen wird nicht nur durch die

Steuerausf�lle im Zusammenhang mit der

2008 in Kraft tretenden Unternehmensteuer-

reform erheblich ged�mpft. Nach dem bishe-

rigen rasanten Anstieg d�rfte 2007 auch ein

Niveau erreicht worden sein, das sp�rbar �ber

das Normalmaß hinausgeht. Insgesamt sieht

die j�ngste offizielle Steuersch�tzung vor

diesem Hintergrund nicht nur aufgrund der

Steuersenkungen eine schwache Aufkom-

2 Die K�rzung der Rentenbeitragszahlungen f�r ALG II-
Empf�nger vermindert allerdings in gleichem Maße die
Einnahmen der Sozialversicherungen und stellt insofern
aus gesamtstaatlicher Sicht zun�chst nur eine Bilanzver-
k�rzung dar.
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mensentwicklung der gewinnabh�ngigen

Steuern voraus. Schließlich d�rften die Turbu-

lenzen an den Finanzm�rkten zu Steueraus-

f�llen f�hren, wenngleich diese zum gegen-

w�rtigen Zeitpunkt nicht verl�sslich abzu-

sch�tzen sind. Zum anderen werden sich

auch die Sozialbeitr�ge aufgrund der beab-

sichtigten starken Senkung des Beitragssatzes

der BA vergleichsweise schwach entwickeln.

Insgesamt k�nnte die staatliche Einnahmen-

quote daher deutlich sinken. Allerdings wird

auch die Ausgabenquote – wenngleich weni-

ger stark – zur�ckgehen, da vor allem die Al-

terssicherungs- und die Arbeitsmarktausga-

ben langsamer wachsen als das nominale BIP.

Der Ausgabenanstieg wird sich aber gegen-

�ber den Vorjahren merklich beschleunigen.

Die �ffentlichen Finanzen haben sich zuletzt

sehr g�nstig entwickelt. Mit dem wohl auch in

struktureller Betrachtung3) erreichbaren Haus-

haltsausgleich k�nnte ein von der Bundesregie-

rung erst f�r 2010 avisiertes zentrales Ziel des

Stabilit�ts- und Wachstumspakts bereits 2007

erreicht werden. Wird dieses Ziel auch in den

kommenden Jahren eingehalten oder ein struk-

tureller Haushalts�berschuss erzielt, kann die

Schuldenquote in einem �berschaubaren Zeit-

raum unter den Referenzwert von 60% ge-

senkt werden. Die resultierende relative Erleich-

terung beim Schuldendienst w�rde helfen, die

absehbaren Ausgabenzuw�chse insbesondere

aufgrund der Alterung der Bev�lkerung zu be-

w�ltigen. Strukturelle �bersch�sse w�rden ver-

st�rkt hierzu beitragen sowie j�ngere und k�nf-

tige Generationen zus�tzlich entlasten.

Der Ausblick auf 2008 verdeutlicht, dass die

Ausgabenzuw�chse weiterhin eng begrenzt

werden m�ssen, um die erreichte Haushalts-

konsolidierung nicht zu gef�hrden und gege-

benenfalls die Abgabenlast senken zu k�n-

nen. Dabei ist zu beachten, dass bei g�nstiger

Konjunkturlage ein strukturell ausgeglichener

Haushalt mit �bersch�ssen in unbereinigter

Betrachtung einhergeht. Allerdings ist zu er-

warten, dass sich die unbereinigte – und st�r-

ker noch die strukturelle – Position bereits

2008 wieder verschlechtert. Zudem ist die

derzeitige finanzpolitische Diskussion zumeist

durch Forderungen nach defiziterh�henden

Maßnahmen gekennzeichnet. Angesichts der

Gefahr, dass der bis zuletzt beobachtete steile

Anstieg des Aufkommens der gewinnabh�n-

gigen Steuern nicht nachhaltig ist, und da

auch von den Finanzmarktturbulenzen Risi-

ken f�r die staatlichen Haushalte ausgehen,

w�re eine Lockerung des Konsolidierungs-

kurses problematisch.

Haushalte der Gebietsk�rperschaften4)

Steuereinnahmen

Die Steuereinnahmen5) wuchsen im dritten

Quartal 2007 erneut kr�ftig um 9 1�2 % (10 1�2

Mrd 3) gegen�ber dem entsprechenden Vor-

3 Unter „strukturell“ wird im Rahmen des europ�ischen
Haushalts�berwachungsverfahrens eine um konjunktu-
relle Einfl�sse und tempor�re Maßnahmen bereinigte
Haushaltsposition verstanden. Im Hinblick auf die deut-
sche Haushaltsposition im Jahr 2007 ist zu ber�cksichti-
gen, dass sich das sehr erratisch entwickelnde Aufkom-
men der gewinnabh�ngigen Steuern derzeit auf einem
außerordentlich hohen Niveau befinden d�rfte, was bei
dieser Bereinigung nur begrenzt erfasst wird.
4 Der folgenden Berichterstattung liegt die haushaltsm�-
ßige (finanzstatistische) Abgrenzung zugrunde.
5 Einschl. der EU-Anteile am deutschen Steueraufkom-
men, aber ohne die f�r das letzte Berichtsquartal noch
nicht bekannten Ertr�ge aus den Gemeindesteuern.
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jahrszeitraum (siehe auch die Tabelle auf S. 66).

Ausschlaggebend waren der Anstieg bei den

Steuern vom Umsatz um 15% infolge der

Satzanhebung zu Jahresbeginn sowie die Zu-

nahme des Aufkommens aus den Einkom-

mensteuern um 8 1�2 % bei einer g�nstigen

gesamtwirtschaftlichen Entwicklung. Dabei

war f�r das Plus bei der Lohnsteuer (+ 7 1�2 %)

neben dem sp�rbaren Zuwachs der Brutto-

lohn- und -gehaltssumme der Progressions-

effekt von Bedeutung. Außerdem ging das

vom Kassenaufkommen abgesetzte Kinder-

geld zur�ck, und die Einschr�nkung beim Ab-

zug der Aufwendungen von Berufspendlern

wirkte aufkommenserh�hend.6) Die Ertr�ge

aus den gewinnabh�ngigen Steuern stiegen

ebenfalls stark an (+10%), wobei sich die

Dynamik gegen�ber dem ersten Halbjahr ver-

ringerte. Die Abschw�chung ergibt sich aller-

dings zum gr�ßeren Teil daraus, dass das Auf-

kommen der ersten Jahresh�lfte aufgrund

geringerer Absetzungen f�r die auslaufende

Eigenheimzulage und niedrigerer Erstattun-

gen an Arbeitnehmer stark erh�ht wurde.

F�r das Gesamtjahr wird gem�ß der neuen

offiziellen Steuersch�tzung mit einem starken

Zuwachs der Steuereinnahmen (inklusive Ge-

meindesteuern +10 1�2 %) und einem Anstieg

der Steuerquote (in finanzstatistischer Ab-

grenzung um 1,2 Prozentpunkte auf 22,2%)

gerechnet. Hierin zeigen sich vor allem die

h�heren Steuers�tze bei der Umsatz- und der

Versicherungsteuer sowie die starke Zunahme

bei den Steuern vom Einkommen. Gegen�ber

der letzten offiziellen Steuersch�tzung vom

Mai wurden die Einnahmenerwartungen da-

mit um 4 1�2 Mrd 3 angehoben. Eine gewisse

Aufw�rtskorrektur ergibt sich durch die nun

noch etwas g�nstiger eingesch�tzte gesamt-

wirtschaftliche Entwicklung.7) Der gr�ßere

Teil geht aber auf einen noch st�rker als zuvor

erwarteten Zuwachs bei den gewinnabh�ngi-

gen Steuern zur�ck, der sich nicht aus dem

Anstieg der makro�konomischen Bezugs-

gr�ße (Unternehmens- und Verm�gensein-

kommen) und der gesch�tzten Wirkung von

Rechts�nderungen erkl�rt.

F�r 2008 werden insgesamt ein Aufkom-

menswachstum von 3% und ein R�ckgang

Veränderung gegenüber Vorjahr, vierteljährlich
%

Steueraufkommen *)

* Einschl. der EU-Anteile am deutschen
Steueraufkommen, aber ohne die − für das
letzte ausgewiesene Quartal noch nicht be-
kannten − Erträge aus den Gemeindesteu-
ern.
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6 Derzeit sind beim Verfassungsgericht Verfahren zur Pr�-
fung der Verfassungsm�ßigkeit der 2007 in Kraft getrete-
nen Neuregelung der Entfernungspauschale anh�ngig
und k�nnen wieder Freibetr�ge nach altem Recht auf
den Lohnsteuerkarten eingetragen werden.
7 Die Bundesregierung erwartet f�r das laufende Jahr ein
BIP-Wachstum von nominal 4,4% (im Mai: 4,0%) und
real 2,4% (2,3%). F�r 2008 wird aber ein etwas geringe-
rer Zuwachs von nominal 3,5% (3,7%) und real 2,0%
(2,4%) prognostiziert.
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der Steuerquote auf 22,1% prognostiziert.

Dabei wirken im n�chsten Jahr einerseits die

Rechts�nderungen per saldo aufkommens-

mindernd. Außerdem wird eine gewisse Ge-

genbewegung zu dem sehr starken Wachs-

tum der gewinnabh�ngigen Steuern in den

vorangegangenen Jahren unterstellt, auch

wenn keine gravierenden negativen Auswir-

kungen der Finanzmarktturbulenzen ange-

nommen wurden. Andererseits wird die Pro-

gression bei der Einkommensteuer aufgrund

des vergleichsweise starken Zuwachses der

durchschnittlichen Bruttol�hne und -geh�lter

f�r sich genommen zu einer h�heren Steuer-

quote f�hren. Gegen�ber der Mai-Sch�tzung

wurden die Erwartungen damit kaum ver�n-

dert. Allerdings sind nun erstmals die finan-

ziellen Wirkungen der 2008 in Kraft treten-

den Unternehmensteuerreform ber�cksich-

tigt, die erst nach der Mai-Sch�tzung verab-

schiedet wurde8) und nach Einsch�tzung der

Bundesregierung zu Mindereinnahmen von

6 1�2 Mrd 3 f�hren soll. Außerdem erwartet die

Bundesregierung nun die Steuerausf�lle im

Zusammenhang mit dem EuGH-Urteil zur

Rechtssache Meilicke9) nicht mehr – wie im

Mai unterstellt – haupts�chlich f�r das Jahr

2008, sondern f�r 2009. Ohne den Einfluss

zwischenzeitlich verabschiedeter Rechts�nde-

rungen und ohne die Anpassung im Hinblick

auf die Rechtssache Meilicke wurden die An-

s�tze gegen�ber der Mai-Sch�tzung f�r 2008

Steueraufkommen

1. bis 3. Vierteljahr 3. Vierteljahr

Sch�t-
zung f�r
2007 1)

2006 2007 2006 2007

Ver�nderung
gegen�ber Vorjahr

Ver�nderung
gegen�ber Vorjahr

Ver�n-
derung
gegen-
�ber
Vorjahr

Steuerart Mrd 5 in Mrd 5 in % Mrd 5 in Mrd 5 in % in %

Steuereinnahmen
insgesamt 2) 317,3 356,5 + 39,1 + 12,3 110,3 120,6 + 10,4 + 9,4 + 11,0

darunter:
Lohnsteuer 87,1 94,1 + 7,0 + 8,1 29,2 31,4 + 2,2 + 7,5 + 8,1
Gewinnabh�ngige
Steuern 3) 42,3 53,7 + 11,4 + 26,9 15,7 17,3 + 1,6 + 10,2 + 20,8
davon:

Veranlagte
Einkommensteuer 10,0 16,3 + 6,3 + 62,9 6,3 7,3 + 1,0 + 16,5 + 43,2
Kapitalertragsteuern 4) 15,8 20,1 + 4,3 + 27,0 3,4 4,5 + 1,1 + 32,0 + 26,0
K�rperschaftsteuer 16,4 17,2 + 0,8 + 4,8 6,1 5,6 – 0,5 – 8,4 – 0,8

Steuern vom Umsatz 5) 108,2 125,7 + 17,5 + 16,2 37,1 42,6 + 5,6 + 15,0 + 15,9
Energiesteuer 24,3 23,7 – 0,6 – 2,4 10,0 9,9 – 0,1 – 1,4 – 1,4
Tabaksteuer 10,1 10,2 + 0,1 + 0,6 3,7 3,8 + 0,1 + 2,0 – 0,3

1 Laut offizieller Steuersch�tzung vom November 2007. —
2 Einschl. der EU-Anteile am deutschen Steueraufkom-
men, aber ohne die f�r das letzte ausgewiesene Quartal
noch nicht bekannten Ertr�ge aus den Gemeinde-

steuern. — 3 Arbeitnehmererstattungen, Eigenheim- und
Investitionszulage vom Aufkommen abgesetzt. — 4 Nicht
veranlagte Steuern vom Ertrag und Zinsabschlag. —
5 Umsatzsteuer und Einfuhrumsatzsteuer.

Deutsche Bundesbank

8 Vgl. zur Unternehmensteuerreform auch: Deutsche
Bundesbank, Monatsbericht, Februar 2007, S. 64 ff.
9 Hierbei geht es um die nachtr�gliche Ber�cksichtigung
ausl�ndischer K�rperschaftsteuerzahlungen bei der
Steuerbelastung der Dividenden beim Anteilseigner im
Rahmen des 2001 grunds�tzlich abgeschafften Anrech-
nungsverfahrens.



DEUTSCHE
BUNDESBANK

Monatsbericht
November 2007

67

insbesondere aufgrund der h�heren Vorjahrs-

basis um 4 Mrd 3 angehoben.

F�r 2008 bestehen aber besondere Sch�tzrisi-

ken aufgrund der Unsicherheiten bez�glich der

weiteren Entwicklung bei den gewinnabh�ngi-

gen Steuern. Diese d�rften aufgrund der bis

zuletzt verzeichneten sehr starken Zuw�chse

ihr mittelfristiges Normalniveau �berschritten

haben, sodass hier mit einer Gegenbewegung

zu rechnen ist, die im Hinblick auf Ausmaß und

Zeitpunkt aber ungewiss ist. Zudem sind die

finanziellen Wirkungen der Unternehmen-

steuerreform und der j�ngsten Finanzmarkttur-

bulenzen nur sehr schwer abzusch�tzen.

Bundeshaushalt

Das Defizit des Bundeshaushalts verringerte

sich im dritten Quartal gegen�ber dem Vor-

jahr nur leicht auf 8 1�2 Mrd 3. Die Einnahmen

wuchsen mit 5 1�2 % beziehungsweise 3 1�2

Mrd 3 etwas moderater als in den Vorquarta-

len. Der weiter kr�ftige Zuwachs des Steuer-

aufkommens (+11% bzw. 6 Mrd 3) wurde

durch stark r�ckl�ufige Erl�se aus Ver-

m�gensverwertungen (– 2 Mrd 3) und den

sinkenden Aussteuerungsbetrag der BA

(– 1�2 Mrd 3) merklich ged�mpft. Gleichzeitig

stiegen die Ausgaben weiter deutlich (+4%).

Dabei wuchsen die Zuweisungen an Sozial-

versicherungen vor allem wegen des in die-

sem Jahr eingef�hrten umsatzsteuerfinanzier-

ten Zuschusses an die BA um 2 Mrd 3. Dane-

ben fielen auch die Zinsausgaben nicht zu-

letzt wegen des deutlich h�heren Zinsniveaus

bei kurzfristigen Schuldtiteln und der zur

Jahresmitte �bernommenen Schulden des

ERP-Sonderverm�gens um 1 Mrd 3 h�her aus

als vor Jahresfrist. Auch lagen die Investitions-

zuweisungen – insbesondere an die Bahn –

um fast 1 Mrd 3 h�her als im dritten Quartal

2006. Dagegen sanken die Aufwendungen

f�r die Grundsicherung f�r Arbeitsuchende

um fast 1 Mrd 3. Neben der K�rzung insbe-

sondere der Rentenversicherungsbeitr�ge f�r

Bezieher von ALG II wirkte sich hier auch die

positive Arbeitsmarktentwicklung aus.

Die g�nstige Entwicklung des Steueraufkom-

mens wurde inzwischen in einem Nachtrag

f�r den Bundeshaushalt 2007 ber�cksichtigt.

Die Ans�tze wurden um insgesamt 11 Mrd 3

nach oben revidiert. Der Hauptgrund f�r den

Nachtragshaushalt liegt aber in der Finanzie-

rung eines neuen Sonderverm�gens „Kinder-

betreuungsausbau“, mit dem sich der Bund

an entsprechenden Investitionen der L�nder

und Gemeinden beteiligen will und in das gut

2 Mrd 3 eingezahlt werden.10) Da die Ausga-

ben nicht im Budget enthalten waren und

auch nicht zulasten sp�terer Haushalte ver-

bucht werden sollten, wurde eine Erm�ch-

tigung durch einen Nachtragshaushalt erfor-

derlich. Gleichzeitig werden die Erl�se aus

Verm�gensverwertungen nun deutlich niedri-

ger veranschlagt. Das Bundesdefizit soll 2007

mit 14 1�2 Mrd 3 um 5 Mrd 3 niedriger ausfal-

len als im urspr�nglichen Haushalt. Insgesamt

wird ein Teil der unerwarteten Mehreinnah-

men zur Ausgabenausweitung herangezogen.

Mit der Schaffung von Nebenhaushalten und

dem Hin- und Herschieben von Verm�gens-

ver�ußerungen (zum Teil unter Einschaltung

anderer staatlich kontrollierter Stellen) wird

10 Vgl. auch: Deutsche Bundesbank, Zur Entwicklung
der Gemeindefinanzen seit dem Jahr 2000, Monatsbe-
richt, Juli 2007, S. 44.
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die Analyse der grundlegenden Haushaltsent-

wicklung erschwert und die Aussagekraft der

�blichen Haushaltskennziffern vermindert.11)

F�r 2008 ist im Bundeshaushalt nach der Be-

reinigungssitzung des Haushaltsausschusses

eine Absenkung der Nettokreditaufnahme auf

12 Mrd 3 geplant. Die Mehreinnahmen nach

der Steuersch�tzung von 1 Mrd 3 schlagen

sich somit in einer Verringerung des Defizits

nieder. Allerdings wurden zuletzt auch noch

Ausgabensteigerungen beschlossen, die durch

geringere Veranschlagungen insbesondere bei

den Zinsausgaben und den Zusch�ssen an die

Rentenversicherung ausgeglichen werden sol-

len. Insgesamt wirkt neben Ausf�llen durch

die Unternehmensteuerreform insbesondere

belastend, dass die Postpensionskasse inzwi-

schen die aus Verbriefungsgesch�ften einge-

nommenen Mittel verbraucht hat und der

Bund ab 2008 die Leistungsausgaben von

6 Mrd 3 praktisch allein finanzieren muss12) –

2007 sind hierf�r lediglich 1�2 Mrd 3 vorgese-

hen. Außerdem f�hren h�here umsatzsteuer-

finanzierte Zuweisungen an die BA und h�he-

re Gesamtausgaben f�r das Elterngeld und

das auslaufende Erziehungsgeld zu Mehr-

belastungen von jeweils 1 Mrd 3 gegen�ber

dem Soll 2007. Diese Faktoren werden als

wichtige Gr�nde daf�r genannt, dass das Aus-

gabensoll 2008 um 4% �ber den Ans�tzen

des Nachtragshaushalts f�r 2007 liegt. Mehr-

ausgaben bei Zinsen, die neben gestiegenen

Zinss�tzen vor allem bei kurzen Laufzeiten

auch aus der �bernahme von Schulden des

ERP-Sonderverm�gens resultieren, sowie zu-

s�tzliche Aufwendungen bei politischen

Schwerpunkten etwa in den Bereichen Ent-

wicklungshilfe, innere und �ußere Sicherheit

fallen aber ebenfalls ins Gewicht. Entlastungen

gegen�ber 2007 etwa durch den Wegfall der

Ausgaben f�r den Kinderbetreuungsausbau

sowie durch geringere Zahlungen f�r Bahn-

pension�re, Kriegsopferversorgung und das

Ganztagsschulprogramm werden dadurch

�berlagert. Bereinigt man die Haushaltspla-

nungen um Erl�se aus Verm�gensverwertun-

gen, die 2008 mit 12 1�2 Mrd 3 nahezu verdop-

pelt werden sollen, und um andere Einmal-

effekte, um die grundlegende Entwicklung

aufzudecken, ergibt sich zwischen dem laufen-
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11 Vgl. zur St�rkung der Transparenz auch: Deutsche
Bundesbank, Zur Reform des deutschen Haushaltsrechts,
Monatsbericht, Oktober 2007, S. 54 ff.
12 W�hrend der Bund in den Jahren 2005 bis 2007 durch
die Verbriefung entlastet wurde, entfallen nunmehr die
verwerteten Einnahmenstr�me im Volumen von j�hrlich
11�2 Mrd 3. Die Wirkungen entsprechen letztlich derjeni-
gen einer Kreditaufnahme. So wurde die Transaktion
auch in den VGR verbucht.

2008 kaum
Konsolidierungs-
fortschritte
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den und dem kommenden Jahr allenfalls eine

sehr begrenzte R�ckf�hrung des Defizits. Bei

einem insgesamt noch immer hohen Defizit

steht der Bundeshaushalt 2008 damit nicht

im Einklang mit der Intention des auf euro-

p�ischer Ebene vereinbarten Grundsatzes, in

konjunkturell g�nstigeren Zeiten den Defizit-

abbau zu beschleunigen.

L�nderhaushalte13)

Die positive Entwicklung der L�nderhaushalte

setzte sich im dritten Quartal fort. Nach einem

Defizit von 2 Mrd 3 vor Jahresfrist wurde nun

ein �berschuss von 2 Mrd 3 verzeichnet. Dies

war auf einen weiteren merklichen Anstieg

der Einnahmen (+8%) – insbesondere der

Steuerertr�ge – bei vergleichsweise ged�mpf-

ter Ausgabenentwicklung (+ 1%) zur�ckzu-

f�hren. Die Zuweisungen an die Gemeinden

d�rften infolge der positiven Steuerentwick-

lung weiter kr�ftig zugenommen haben.

Die g�nstige Entwicklung des Steueraufkom-

mens – der Arbeitskreis „Steuersch�tzungen“

stellte zuletzt sogar nochmalige Mehreinnah-

men von 2 1�2 Mrd 3 gegen�ber seiner Mai-

Prognose in Aussicht – und m�ßige Ausgaben-

steigerungen lassen erwarten, dass die L�nder-

haushalte insgesamt auch im Gesamtjahr einen

�berschuss aufweisen werden. Sie werden da-

mit erheblich besser als gem�ß den Haushalts-

planungen abschließen, die nach aktuellem

Stand insgesamt noch ein Defizit von 11 Mrd 3

vorsehen. F�r 2008 gehen die erst sehr be-

grenzt an die j�ngste Entwicklung angepassten

Planungen von einem Defizit von 8 Mrd 3 aus.

Bei merklichen Einnahmenausf�llen aus der

Unternehmensteuerreform und einem erwar-

teten beschleunigten Anstieg der Personalaus-

gaben d�rfte das Ergebnis 2008 zwar ung�ns-

tiger als 2007, aber besser als derzeit geplant

ausfallen.14) Eine Reihe von L�ndern ist indes

noch weit von einem Haushaltsausgleich ent-

fernt. F�r 2008 sehen beispielsweise die zuletzt

gemeldeten Planungen des Saarlands und Bre-

mens, aber auch im Falle von Rheinland-Pfalz

keine nennenswerte R�ckf�hrung der noch

relativ hohen Nettokreditaufnahmen vor,

Schleswig-Holstein geht sogar von einem Wie-

deranstieg aus. Nicht zuletzt mit dem Europ�i-

schen Stabilit�ts- und Wachstumspakt wurde

dagegen vereinbart, dass konjunkturell g�ns-

tige Zeiten zu einem verst�rkten Defizitabbau

genutzt werden sollen. Auch vor diesem

Hintergrund sind im Rahmen der zweiten Stufe

der F�deralismusreform strengere Schulden-

regeln in den Landesverfassungen in Erw�gung

zu ziehen.15)

Sozialversicherungen16)

Rentenversicherung

Die gesetzliche Rentenversicherung verzeich-

nete im dritten Quartal ein Defizit von

13 Eine Kommentierung der zuletzt ver�ffentlichten An-
gaben zu den Gemeindefinanzen findet sich in den Kurz-
berichten des Monatsberichts vom Oktober 2007.
14 Nach der letzten Steuersch�tzung wird zwar ein um 1�2
Mrd 3 niedrigeres Aufkommen als nach der Mai-Progno-
se erwartet. Die in der Sch�tzung nun erstmals ber�ck-
sichtigten Ausf�lle aus der Unternehmensteuerreform
von etwa 2 1�2 Mrd 3 sind aber in den Planungen der meis-
ten L�nder bereits enthalten.
15 Vgl. auch: Deutsche Bundesbank, Oktober 2007,
a.a.O., S. 58 ff.
16 Die Finanzentwicklung der gesetzlichen Krankenversi-
cherung und der sozialen Pflegeversicherung im zweiten
Quartal 2007 wurde in den Kurzberichten des Monatsbe-
richts September 2007 kommentiert. Neuere Daten lie-
gen nicht vor.

�berschuss der
L�nderhaus-
halte im dritten
Quartal ...

... und voraus-
sichtlich auch
im Gesamtjahr
bei großen
Unterschieden
zwischen
einzelnen
L�ndern
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1 Mrd 3, das damit fast doppelt so hoch aus-

fiel wie vor einem Jahr. Obwohl der Beitrags-

satz zum Jahresanfang von 19,5% auf

19,9% angehoben worden war und sich die

Besch�ftigungs- und Entgeltentwicklung f�r

die Rentenfinanzen positiv darstellte, stiegen

die Pflichtbeitr�ge der Besch�ftigten nur um

11�2 %. Allerdings war das Ergebnis im vergan-

genen Jahr dadurch beg�nstigt worden, dass

im Zusammenhang mit fr�heren Abf�hrungs-

terminen f�r Sozialbeitr�ge bis einschließlich

Juli einmalige Mehreinnahmen angefallen

waren.17) Die f�r Bezieher von ALG I und II

gezahlten Rentenbeitr�ge waren sogar sehr

stark r�ckl�ufig (– 39%). Hier wirkte sich die

deutliche Verringerung der Empf�ngerzahl

beim ALG I aus. Hinzu kam die praktische Hal-

bierung der Beitr�ge je ALG II-Bezieher, die im

Gesamtjahr den Bundeshaushalt um rund

2 Mrd 3 entlasten soll. Insgesamt haben sich

die Einnahmen der gesetzlichen Rentenver-

sicherung bei leicht gestiegenem Bundes-

zuschuss gegen�ber dem Vorjahr kaum ver-

�ndert. Auf der Ausgabenseite kam es im

dritten Vierteljahr zu einem Anstieg um fast

1%. Ausschlaggebend war die Anpassung

der Renten zur Jahresmitte um einheitlich

0,54%. Insgesamt wuchsen die Rentenaus-

gaben um 3�4 %. Hinzu kamen deutliche

Mehraufwendungen bei der Krankenver-

sicherung der Rentner von fast 6 1�2 % infolge

kr�ftiger Beitragssatzerh�hungen der gesetz-

lichen Krankenkassen.

Bis zum Jahresende d�rfte sich das bislang

kumulierte Defizit von gut 2 1�2 Mrd 3 noch in

einen �berschuss verwandeln. Insgesamt

nehmen die Beitr�ge derzeit in der Grundten-

denz aufgrund der g�nstigen Entwicklung

der Bruttol�hne und -geh�lter schneller zu

als die Rentenausgaben. Diese Entwicklung

d�rfte sich im folgenden Jahr fortsetzen,

auch wenn die Rentenanpassung zum 1. Juli

2008 etwas kr�ftiger ausf�llt als in diesem

Jahr. Mittelfristig stellen sich die finanziellen

Perspektiven der gesetzlichen Rentenversi-

cherung aus heutiger Sicht ebenfalls noch

g�nstig dar. Dies wird sich Anfang des n�chs-

ten Jahrzehnts jedoch �ndern, wenn die ge-

burtenstarken Nachkriegsjahrg�nge die Zahl

der Rentner, insbesondere in Relation zu der

der Beitragszahler, schneller steigen lassen

werden.
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17 In den Monaten August und September, f�r die ein
unverzerrter Vorjahrsvergleich m�glich ist, stiegen die
Einnahmen aus den Pflichtbeitr�gen der Besch�ftigten
dagegen um gut 4 1�2 %. Davon entfielen allerdings gut
zwei Prozentpunkte auf die Beitragssatzerh�hung.
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Bundesagentur f�r Arbeit

Die Bundesagentur f�r Arbeit wies im dritten

Quartal einen �berschuss von 2 Mrd 3 auf,

der damit gut 1�2 Mrd 3 niedriger ausfiel als im

gleichen Vorjahrszeitraum. Zwar waren die

Ausgaben um 17 1�2 % niedriger, doch sanken

die Einnahmen noch st�rker (um 19 1�2 %).

Auf der Einnahmenseite f�hrte die Senkung

des Beitragssatzes von 6,5% auf 4,2% zu

deutlich verminderten Zufl�ssen. Hinzu kam

auch hier noch einmal ein negativer Basisef-

fekt aufgrund der bis Juli 2006 verbuchten

einmaligen Mehreinnahmen infolge vorver-

legter Abf�hrungstermine. Insgesamt lagen

die Beitragseinnahmen um 35% unter ihrem

Vorjahrsniveau. Um den abgesenkten Bei-

tragssatz bereinigt h�tte sich aber infolge der

vorteilhaften Besch�ftigungs- und Entgeltent-

wicklung bereits wieder ein Anstieg um gut
1�2 % ergeben.18) In der Summe fiel der Ein-

nahmenr�ckgang vor allem deshalb schw�-

cher aus, weil seit diesem Jahr der regelge-

bundene Bundeszuschuss in H�he von gut

11�2 Mrd 3 pro Quartal gezahlt wird.

Auf der Ausgabenseite kam es insbesondere

beim ALGI erneut zu kr�ftigen, allm�hlich

aber etwas schw�cher werdenden R�ckg�n-

gen (– 24%). Dies beruht vor allem auf der

anhaltend g�nstigen Arbeitsmarktentwick-

lung, aber auch auf der Verk�rzung der maxi-

malen Bezugsdauer auf im Allgemeinen

12 Monate beziehungsweise auf 18 Monate

f�r �ber 55-J�hrige. Die Zahl der Arbeitslosen

unterschritt ihren Vorjahrswert um 15 1�2 %,

und die Zahl der – in den Zust�ndigkeitsbe-

reich der BA fallenden – ALG I-Empf�nger

ging mit gut 23% noch st�rker zur�ck. Auch

sanken die Ausgaben der BA f�r Maßnahmen

der aktiven Arbeitsmarktpolitik (– 11%). Der

im dritten Vierteljahr f�llige Aussteuerungs-

betrag an den Bund verringerte sich um fast

die H�lfte gegen�ber dem Vorjahrswert. Dies

deckt sich mit dem Befund, dass die Belebung

vierteljährlich
Mrd €
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18 Nur f�r die Monate August und September ist ein un-
verzerrter Vorjahrsvergleich m�glich. Hier ergab sich ein
Zuwachs bei den bereinigten Beitragseinnahmen um gut
3 1�2 %.
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Zur Verl�ngerung der Bezugsdauer beim Arbeitslosengeld I

Bis Mitte der achtziger Jahre wurde bei der Bezugsdauer
des Arbeitslosengeldes (heute: ALGI) nicht nach dem Alter
des Bezugsberechtigten differenziert. Je nach Dauer der
Vorversicherungszeit (1984 mindestens drei Jahre) wurde
das Arbeitslosengeld maximal ein Jahr lang gezahlt. Erst
zum 1. Januar 1985 wurde eine Beg�nstigung �lterer Ar-
beitsloser in Form einer nach dem Alter gestaffelten Be-
zugsdauer eingef�hrt. Zuletzt konnten �ber 57-J�hrige bis
zu 32 Monate lang ALGI beziehen.

Hinzu kamen ein erleichterter Bezug (Arbeitslose konnten
nach Vollendung ihres 58. Lebensjahres ALGI erhalten,
ohne dem Arbeitsmarkt zur Verf�gung zu stehen) und die
M�glichkeit zum Eintritt in eine (bis 1996 abschlagsfreie)
Rente nach Arbeitslosigkeit ab dem 60. Lebensjahr. Außer-
dem wurde unter erleichterten Bedingungen eine Erwerbs-
minderungsrente gew�hrt, wenn f�r den Betroffenen
keine Chance auf eine Besch�ftigung mehr gesehen
wurde. Insgesamt kam es bis 1995 zu einem Anstieg des
j�hrlichen Zugangs zur Altersrente wegen Arbeitslosigkeit
auf fast 300 000 F�lle. Erst danach setzte wohl auch infolge
der Abschl�ge bei vorzeitigem Renteneintritt ein allm�h-
licher R�ckgang ein. Dieser wurde jedoch dadurch ge-
bremst, dass 1996 mit der gef�rderten Altersteilzeit ein
neues Instrument zur Fr�hverrentung eingef�hrt wurde.

Mit dem 2003 beschlossenen Gesetz zu Reformen am Ar-
beitsmarkt wurde die Bezugsdauer f�r das ALGI wieder
auf grunds�tzlich 12 Monate reduziert. Allerdings wird Ar-
beitslosen, die ihr 55. Lebensjahr vollendet haben, mit
18 Monaten weiterhin ein l�ngerer Anspruch gew�hrt. Die
Neuregelung gilt f�r Betroffene, die nach dem 31. Januar
2006 arbeitslos wurden. Mit finanziellen Entlastungen der
Bundesagentur f�r Arbeit (BA) war folglich erst im Jahr
2007 zu rechnen. Die finanziellen Entlastungen der BA
wurden im Gesetzentwurf aus dem Jahr 2003, dem noch
eine pessimistischere Einsch�tzung der Arbeitsmarktent-
wicklung zugrunde lag, dauerhaft auf 4 Mrd 5 pro Jahr be-
ziffert. Dem stehen allerdings betr�chtliche, wenngleich
insgesamt deutlich geringere Mehrbelastungen beim ALGII
gegen�ber.

Die Regierungskoalition hat sich nunmehr darauf verst�n-
digt, die Verk�rzung der Bezugsdauer teilweise wieder zu-
r�ckzunehmen. So soll �ber 50-J�hrigen 15 statt 12 und
�ber 58-J�hrigen 24 statt 18 Monate ALGI gezahlt werden.
Eine Vorstellung von den fiskalischen Kosten einer Umset-
zung dieses Vorschlags l�sst sich anhand von Statistiken
des Instituts f�r Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB)
zur Verteilung der ALGI-Bezieher beziehungsweise der
durch sie verursachten Ausgaben nach dem Lebensalter
und der jeweils bisherigen Bezugsdauer gewinnen. Im
Durchschnitt der Jahre 2005 und 2006, in denen die Verk�r-
zung der Bezugsdauern noch keine unmittelbaren Auswir-
kungen hatte, h�tte bei der derzeit geltenden Rechtslage
die Zahl der ALGI-Empf�nger nicht 1,59 Millionen, sondern
nur 1,45 Millionen betragen. Bei der nun vorgeschlagenen
Ausweitung h�tte sich dagegen eine Empf�ngerzahl von
1,50 Millionen ergeben.

Gegen�ber dem geltenden Recht w�rden sich damit auf
der Datengrundlage der Jahre 2005 und 20061) im Fall des
l�ngeren ALGI-Bezugs Mehrausgaben von zun�chst rund
3�4 Mrd 5 pro Jahr ergeben. Darin enthalten sind auch die
f�r Arbeitslose abgef�hrten Sozialbeitr�ge an die Renten-,
Kranken- und Pflegeversicherung. Bei einem ausgeweite-
ten ALGI-Bezug verl�ngert sich auch die Finanzverantwor-
tung der BA f�r Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpoli-
tik. Andererseits ist mit Einsparungen durch die Voraus-
setzung verl�ngerter Vorversicherungszeiten zu rechnen.
Insgesamt k�nnten sich die Mehrkosten brutto auf rund
1 Mrd 5 oder gut 0,1 Beitragssatzprozentpunkt belaufen.
Gegenzurechnen w�ren freilich zus�tzliche Beitragsein-
nahmen f�r die ALGI-Empf�nger der �brigen Sozialversi-
cherungszweige.

Im laufenden Jahr hat sich die Arbeitsmarktsituation bei
einer vorteilhaften Konjunkturlage, nicht zuletzt aber
auch als Ergebnis der Arbeitsmarktreformen weiter sp�r-
bar verbessert, weshalb die Kosten eines verl�ngerten
ALGI-Bezugs zun�chst niedriger ausfallen d�rften. Aller-
dings w�rde mit der Verl�ngerung der Leistungsgew�h-
rung ein wichtiger Bestandteil der Reformen teilweise wie-
der r�ckg�ngig gemacht.

Bei Berechnungen der finanziellen Auswirkungen f�r den
Gesamtstaat sind grunds�tzlich Minderausgaben des Bun-
des beim ALGII und den sonstigen Leistungen im Bereich
der Grundsicherung f�r Arbeitsuchende zu ber�cksichti-
gen. Diese d�rften allerdings deutlich niedriger liegen als
die Mehrausgaben durch den verl�ngerten ALGI-Bezug,
unter anderem weil der ALGII-Bezug das Fehlen von Unter-
haltsanspr�chen innerhalb einer Lebensgemeinschaft oder
von Verm�gen voraussetzt.

Alles in allem ist nicht auszuschließen, dass mit einer Ver-
l�ngerung der ALGI-Bezugsdauer infolge einer geringeren
Suchintensit�t oder einer wieder gr�ßeren Neigung von
Arbeitnehmern wie Arbeitgebern, zum Instrument der
Fr�hverrentung zu greifen, die Besch�ftigung der �lteren
insgesamt wieder sinken k�nnte. Internationale Studien
zeigen, dass ein l�ngerer Bezug von Lohnersatzleistungen
die (Wieder-)Besch�ftigungschancen eher senkt.2) Letztlich
ist hier eine Grundsatzentscheidung �ber den Umfang der
Absicherung zu treffen, deren Finanzierung gesichert sein
sollte. Dabei die derzeit konjunkturell bedingt g�nstige
Finanzlage der BA fortzuschreiben, w�re jedoch problema-
tisch. Da in Abschwungphasen mit deutlich h�heren Kos-
ten zu rechnen ist, w�rde dies eine prozyklische Beitrags-
erh�hung wahrscheinlicher machen. Auch entfernt man
sich mit der beschlossenen Neuregelung wieder vom Prin-
zip einer reinen Risikoversicherung. Es erscheint aber frag-
lich, ob die n�herungsweise Realisierung eines impliziten
Sparvertrages im Rahmen einer umlagefinanzierten Sozial-
versicherung gerade auch angesichts der demographischen
Ver�nderungen einer privaten Vorsorgeersparnis f�r Zei-
ten der Arbeitslosigkeit vorzuziehen ist.

1 Mit dem Durchschnitt der Jahre 2005 und 2006 sollen
zum einen unterschiedliche konjunkturelle Situationen be-
r�cksichtigt werden. Zum anderen sind f�r das Jahr 2006
gewisse „Vorschatteneffekte“ der verk�rzten ALGI-Be-
zugsdauer nicht auszuschließen. Ende 2006 bezogen nur
noch knapp 2% der ALGI-Bezieher diese Leistung seit
mehr als 12 Monaten. Anfang 2006 lag der Anteil noch bei

16%. — 2 Vgl.: A. Bassanini und R. Duval, The Determi-
nants of Unemployment Across OECD Countries: Reassess-
ing the Role of Policies and Instituions, OECD Economic
Studies No. 42, 2006/1, oder auch: R. Lalive, How Do
Extended Benefits Affect Unemployment Duration? A
Regression Discontinuity Approach, Journal of Econome-
trics (2007), doi: 10.1016/j.jeconom.2007.05.013.

Deutsche Bundesbank
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am Arbeitsmarkt zunehmend auch die Zahl

der Langzeitarbeitslosen verringert.

In den ersten drei Quartalen belief sich der

�berschuss der BA auf insgesamt fast 3 1�2

Mrd 3. Im vierten Quartal ist saison�blich mit

besonders hohen Beitragseinnahmen und

niedrigen Arbeitslosengeldzahlungen zu rech-

nen. Daher k�nnte sich der �berschuss bis

zum Jahresende durchaus noch verdoppeln.

Die bis Ende 2006 angesammelten R�cklagen

von rund 11 Mrd 3 w�rden entsprechend an-

wachsen. Davon sollen 2,5 Mrd 3 in einem

Versorgungsfonds zweckgebunden werden.19)

Dieser Betrag steht damit nicht mehr zum

Ausgleich von konjunkturellen Einnahmen-

und Ausgabenschwankungen zur Verf�gung.

Ein weiterer Teil der Finanzreserven wird be-

n�tigt, um unterj�hrige Liquidit�tsschwan-

kungen20) eigenst�ndig auffangen zu k�n-

nen. Die R�cklagen zur Verhinderung von

Beitragssatzerh�hungen in k�nftigen Ab-

schwungphasen fallen entsprechend geringer

aus.

Die finanziellen Aussichten sind trotz relativ

g�nstiger konjunktureller Perspektiven ein-

getr�bt, weil dem BA-Haushalt erhebliche

Belastungen durch diskretion�re Eingriffe

drohen. So soll der an den Bund zu zahlende

Aussteuerungsbetrag, der sich in diesem Jahr

auf knapp 2 Mrd 3 belaufen d�rfte, durch

einen mehr als doppelt so hohen Eingliede-

rungsbeitrag ersetzt werden. Damit wird die

BA zur H�lfte an den Kosten f�r die Eingliede-

rungsmaßnahmen und die Verwaltung im

ALG II-Bereich beteiligt. Außerdem zahlt der

Bund keine Beitr�ge f�r Kindererziehende

mehr, die so k�nftig beitragsfrei pflichtversi-

chert sind. Letztlich werden der Arbeitslosen-

versicherung damit Aufgaben �bertragen, die

mit dem Versicherungszweck kaum in Ein-

klang stehen und dennoch durch die Bei-

tragszahler finanziert werden sollen. Weiter-

hin sollen der Beitragssatz auf 3,3% (und da-

mit deutlich unter den bislang in Aussicht ge-

stellten Wert von 3,9%) gesenkt und gleich-

zeitig die Leistungen ausgeweitet werden.

Insbesondere soll die maximale ALG I-Bezugs-

dauer f�r �ltere wieder verl�ngert werden.

Damit sind beachtliche Mehrkosten verbun-

den, die durch Verhaltensanpassungen der

Empf�nger in Richtung einer weniger intensi-

ven Suche nach einer neuen Besch�ftigung

noch verst�rkt werden k�nnten (vgl. die Er-

l�uterungen auf S. 72). Insgesamt zeichnet

sich ab, dass – wie schon h�ufig in der

Vergangenheit – in konjunkturell guten Zei-

ten Abgaben gesenkt und Ausgaben erh�ht

werden. Es steht zu bef�rchten, dass dies

�ber ein langfristig tragf�higes Niveau hinaus

geschieht und damit prozyklische Gegenmaß-

nahmen in einer Abschwungphase vorpro-

grammiert sind.

19 Damit sollen die bislang erworbenen Pensionsanspr�-
che der BA-Beamten vollst�ndig abgedeckt werden.
K�nftig erworbene Anspr�che werden durch versiche-
rungsmathematisch kalkulierte Beitr�ge an den Versor-
gungsfonds periodengerecht finanziert. Im Gegenzug
entfallen die laufenden Pensionszahlungen aus dem
Haushalt der BA.
20 Typischerweise kommt es zum Jahresanfang im Win-
terquartal zu besonders hohen Leistungsausgaben, w�h-
rend die Einnahmen eher schwach sind. Zum Jahresende
kehrt sich diese Relation regelm�ßig um. Im Normalfall
k�nnen die anf�nglichen monatlichen Defizite somit erst
im weiteren Jahresverlauf durch �bersch�sse wieder aus-
geglichen werden.

Im Gesamtjahr
2007 erneut
hoher
�berschuss zu
erwarten

Finanzielle
Perspektiven
durch
diskretion�re
Eingriffe
getr�bt




